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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante Änderun-

gen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, auch beste-

hende Sachverhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen:  

Inhalt 

1. Schwarzarbeit: Alle Vereinbarungen sind nichtig 

2. Ist eine Laser-Operation bei Kurzsichtigkeit eine Heilbehandlung? 

3. Großzügiger Bundesfinanzhof: Mehrere Nutzer eines Arbeitszimmers müssen den Höchstbetrag 

nicht mehr aufteilen 

4. Häusliches Arbeitszimmer für mehrere Nutzer: Der Höchstbetrag kann jedem gewährt werden 

5. Kann der Arbeitnehmer das von ihm getragene Nutzungsentgelt für einen Dienstwagen steuerlich 

geltend machen? 

6. Wenn eine Pflegeheim-GmbH erbt: Welche Steuern werden fällig? 

7. 1 %-Regelung: Wer das Benzin selber zahlt, darf sich jetzt freuen 

8. Geldwerter Vorteil: Was gilt für Versandkosten, die der Arbeitgeber übernimmt? 

9. Gewerbetreibende und Selbstständige: Wann darf die Steuererklärung doch auf Papier abgegeben 

werden? 

10. Legasthenie: Sind die Behandlungskosten außergewöhnliche Belastungen? 

11. Elektronische Kontoauszüge: So müssen sie aufbewahrt und archiviert werden 

12. Elterngeld: Provisionen müssen bei der Berechnung berücksichtigt werden 

13. Regelung zur Entfernungspauschale verstößt nicht gegen das Grundgesetz 

14. Rechnungsberichtigung gilt rückwirkend 

15. Rechnungsberichtigung: Umsatzsteuer muss nicht zwingend zurückgezahlt werden 

16. Scheinrechnungen: Gezahlte Umsatzsteuer kann nicht zurück verlangt werden 

17. Pauschaler Schadensersatz bei Verzug gilt auch bei verspäteten Zahlungen des Arbeitgebers 

18. Bewirtungskosten: Sind die Kosten für "Herrenabende" absetzbar? 

19. Vergütung für mehrjährige Tätigkeit: Auszahlung in 2 Kalenderjahren verhindert Tarifbegünstigung 

20. Privater Drogenkonsum: Arbeitgeber darf kündigen 

21. Ärztliche Gemeinschaftspraxis: Achtung bei gewerblicher Tätigkeit 

22. Selbstbehalt bei einer Krankenversicherung: Kein Abzug als Sonderausgaben 

23. Vorsteuerabzug: Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnung 

24. Fortbildungskosten des Arbeitnehmers: Übernahme durch Arbeitgeber führt nicht zu Arbeitslohn 

25. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand: Wie genau muss der Antrag begründet werden? 

26. Häusliches Arbeitszimmer: Abtrennung durch Raumteiler genügt nicht 

27. Wann eine Berichtigung einer Rechnung rückwirkend möglich ist 
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1. Schwarzarbeit: Alle Vereinbarungen sind nichtig 

Soll ohne Rechnung Geld fließen, ist ein solcher Vertrag nichtig. Das gilt auch dann, wenn die 

Parteien erst nachträglich die Schwarzarbeit vereinbaren. Die Folge: Es bestehen weder Ge-

währleistungs- noch Rückzahlungsansprüche. 

Hintergrund 

Der Kläger ließ neuen Teppich verlegen. Für diese Arbeiten war ursprünglich ein Werklohn von 16.164 

EUR vereinbart worden. Später einigte man sich darauf, dass der Unternehmer nur über 8.619 EUR 

eine Rechnung stellt. Weitere 6.400 EUR sollten in bar und ohne Rechnung gezahlt werden. 

Wegen Mängeln trat der Kläger von dem Vertrag zurück und verlangte die Rückzahlung des komplet-

ten Werklohns. 

Entscheidung 

Der Bundesgerichtshof kennt bei Schwarzarbeit keine Gnade. Deshalb entschied er auch in diesem 

Fall, dass der Vertrag wegen Verstoßes gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz nichtig ist. Der 

Kläger kann als Auftraggeber keinerlei Rückzahlung verlangen. 

Ein Werkvertrag ist ohne Wenn und Aber nichtig, wenn die Parteien bewusst gegen das Schwarzar-

beitsbekämpfungsgesetz verstoßen, indem sie vereinbaren, dass für eine Barzahlung keine Rechnung 

gestellt und keine Umsatzsteuer gezahlt werden soll. Als Folge der Nichtigkeit bestehen weder Män-

gelansprüche noch Rückzahlungsansprüche noch Zahlungsansprüche. 

Diese Grundsätze gelten auch, wenn ein zunächst ordnungsgemäßer Vertrag nachträglich so abgeän-

dert wird, dass er nunmehr gegen das Schwarzarbeitsverbot verstößt. 

 

2. Ist eine Laser-Operation bei Kurzsichtigkeit eine Heilbehandlung? 

Welcher Brillenträger sehnt sich nicht danach, wieder ohne Hilfsmittel gut sehen zu können? 

Deshalb dürfte für diese Personen ein neues Urteil des Bundesgerichtshofs von großem Inte-

resse sein. Hier ging es nämlich um die Frage, ob eine Laser-Operation der Augen eine Behand-

lung einer Krankheit ist, die von der privaten Krankenversicherung übernommen werden muss. 

Hintergrund 

Die Klägerin ließ eine Augenoperation mittels Laser erfolgreich durchführen. Von ihrer privaten Kran-

kenversicherung forderte sie die Übernahme der Kosten i. H. v. 3.500 EUR. Die Versicherung weigerte 

sich jedoch. 

In den Vorinstanzen hatte die Klage keinen Erfolg. Sowohl das Landgericht als auch das Berufungsge-

richt waren davon ausgegangen, dass eine Krankheit nur dann vorliegt, wenn eine Abweichung vom 

natürlichen körperlichen Zustand vorliegt, die nicht dem normalen Entwicklungs- oder Alterungspro-

zess entspricht. Von einer pathologischen Kurzsichtigkeit (Myopie) nach internationalem Standard 

kann erst ab minus 6 Dioptrien gesprochen werden. Der Klägerin war das Tragen einer Brille möglich 

und zumutbar gewesen. 

Entscheidung 

Deutlich patientenfreundlicher zeigte sich der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung. Die Richter 

urteilten, dass eine Fehlsichtigkeit auf beiden Augen von minus 3,0 und minus 2,75 Dioptrien eine 

Krankheit ist. Private Krankenversicherer müssten deshalb die Kosten einer Laser-Optik-Operation zur 

Beseitigung der Fehlsichtigkeit grundsätzlich übernehmen. 
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Beim Krankheitsbegriff in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen kommt es im Übrigen nicht auf 

das Verständnis in medizinischen Fachkreisen an, sondern auf das eines durchschnittlichen Versiche-

rungsnehmers. 

Ob die durchgeführte Operation tatsächlich eine medizinisch notwendige Behandlung darstellt, muss 

das Berufungsgericht klären. Der Bundesgerichtshof weist aber ganz klar darauf hin, dass die Notwen-

digkeit einer Operation nicht verneint werden kann, nur weil es üblich ist, eine Brille oder Kontaktlinsen 

zu tragen. Denn Brillen oder Kontaktlinsen sind nur Hilfsmittel, mit denen körperliche Defekte über ei-

nen längeren Zeitraum ausgeglichen werden können. 

 

3. Großzügiger Bundesfinanzhof: Mehrere Nutzer eines Arbeitszimmers müssen den Höchstbe-

trag nicht mehr aufteilen 

Eine gute Nachricht für alle, die sich ein Arbeitszimmer teilen müssen: Ab sofort kann jeder 

Nutzer die von ihm getragenen Kosten geltend machen. Der Höchstbetrag muss nicht mehr 

aufgeteilt werden, sondern gilt für jeden Nutzer. 

Hintergrund 

X und L wohnten in einer gemeinsamen Wohnung. Das in der Wohnung eingerichtete Arbeitszimmer 

nutzten sie gemeinsam, und zwar X zu 25 % und L zu 75 %. X übernahm für seinen Arbeitgeber auch 

mit Schreibarbeiten verbundene Bereitschaftsdienste, die er zu Hause erledigte. Im Jahr 2007 leistete 

X 5 Wochen Bereitschaftsdienst. Das Finanzamt erkannte die Aufwendungen für das Arbeitszimmer 

mit dem Höchstbetrag von 1.250 EUR jedoch nicht an. Das Finanzgericht ließ die Kosten zwar grund-

sätzlich zum Abzug zu, kürzte den Höchstbetrag jedoch entsprechend dem Nutzungsanteil und der 

tatsächlichen Nutzung auf schließlich 31,25 EUR (25 % von 1.250 EUR, davon 10 %). 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof wich in seiner Entscheidung von seiner bisherigen Rechtsprechung ab und ent-

schied, dass jedem Nutzer eines häuslichen Arbeitszimmers jeweils der volle Höchstbetrag zustehen 

kann. Auf den jeweiligen Nutzungsumfang kommt es nicht an. Bei hälftigen Miteigentümern oder Mit-

mietern sind die Kosten zur Hälfte als für Rechnung des anderen Partners aufgewendet anzusehen. 

Bei dem von X und L gemeinsam genutzten Zimmer handelt es sich um ein häusliches Arbeitszimmer. 

X musste seinen Bereitschaftsdienst außerhalb der Diensträume ableisten, sodass ihm kein anderer 

Arbeitsplatz zur Verfügung stand. 

Eine zeitanteilige Kürzung ist hier nicht vorzunehmen, da X das Zimmer nur zeitweise mangels Aufträ-

gen nicht nutzt. Denn entscheidend ist allein, dass der Steuerpflichtige ein Arbeitszimmer tatsächlich 

vorhält. Zeiten der Nichtnutzung dürfen also nicht der außerberuflichen Nutzung zugerechnet werden. 

Nutzen Miteigentümer ein Arbeitszimmer gemeinsam zur Einkünfteerzielung, kann jeder die seinem 

Anteil entsprechenden und von ihm getragenen Aufwendungen als Werbungskosten abziehen. Das 

Gleiche gilt für eine gemeinsam gemietete Wohnung. Auf den tatsächlichen Nutzungsumfang des Ar-

beitszimmers kommt es deshalb nicht an. Insbesondere ist der Höchstbetrag personenbezogen zu 

verstehen. Der Höchstbetrag kann also von jedem Steuerpflichtigen ausgeschöpft werden, der das Ar-

beitszimmer mitbenutzt. 

Hinweis 

An der bisherigen Rechtsprechung, nach der der Bundesfinanzhof den Höchstbetrag bei mehreren 

Nutzern nur einmal gewährte, wird nicht mehr festgehalten. Der Höchstbetrag gilt jetzt personenbezo-

gen, nicht mehr objektbezogen. 
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4. Häusliches Arbeitszimmer für mehrere Nutzer: Der Höchstbetrag kann jedem gewährt werden 

Nutzen mehrere Personen ein häusliches Arbeitszimmer gemeinsam, darf jeder die von ihm ge-

tragenen Kosten steuerlich geltend machen. Der Bundesfinanzhof ändert in diesem Punkt seine 

Rechtsprechung zugunsten der Steuerpflichtigen. 

Hintergrund 

Die Kläger nutzten als Lehrer gemeinsam ein in ihrem Einfamilienhaus gelegenes Arbeitszimmer. Die-

ses hatte eine Größe von ca. 26 qm. Das Haus gehörte ihnen jeweils zur Hälfte. Die Kosten für das 

Arbeitszimmer lagen bei ca. 2.800 EUR jährlich. 

Das Finanzamt berücksichtigte jedoch insgesamt nur einmal Kosten in Höhe des Höchstbetrags von 

1.250 EUR und teilte diesen hälftig auf die Kläger auf. Die dagegen gerichtete Klage wies das Finanz-

gericht ab, denn der Höchstbetrag gilt objektbezogen und nicht personenbezogen. Deshalb kann für 

das Arbeitszimmer der Höchstbetrag nur einmal in Anspruch genommen werden. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hob dagegen das Finanzgerichtsurteil auf und entschied, dass jeder der Nutzen-

den seine Kosten einkünftemindernd geltend machen kann. Als Lehrer stand den Klägern kein anderer 

Arbeitsplatz für ihre berufliche Tätigkeit zur Verfügung, sodass die Voraussetzungen für den Abzug der 

Arbeitszimmerkosten erfüllt waren. 

Für diese Auslegung spricht nach Ansicht der Richter der gesetzliche Wortlaut. Denn die Abzugsverbo-

te knüpfen an die Betriebsausgaben des einzelnen Steuerpflichtigen an, dessen Gewinn sie nicht min-

dern dürfen. Das Gesetz stellt also personenbezogen auf die Ausgaben des einzelnen Steuerpflichti-

gen ab und nicht auf das Objekt der Abzugsbeschränkung. Die Objektbezogenheit der Regelung be-

trifft nur die Frage, ob überhaupt ein häusliches Arbeitszimmer vorhanden ist. Eine weitergehende Be-

deutung kommt ihr nicht zu. 

Aus dem Gesetz ist nicht zu entnehmen, dass der Höchstbetrag von 1.250 EUR einem Steuerpflichti-

gen nur bei alleiniger Nutzung des Arbeitszimmers in voller Höhe zusteht. 

 

5. Kann der Arbeitnehmer das von ihm getragene Nutzungsentgelt für einen Dienstwagen steuer-

lich geltend machen? 

Zahlt der Arbeitnehmer ein Nutzungsentgelt für einen Dienstwagen und ist dieses höher als der 

Wert der Privatnutzung, kann der übersteigende Betrag nicht steuermindernd berücksichtigt 

werden. 

Hintergrund 

X durfte den vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Dienstwagen auch für Privatfahrten und für 

Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit nutzen. Dafür leistete er ein monatliches Nutzungsentgelt von 

502 EUR (= 6.033 EUR im Jahr). Nach dem Fahrtenbuch, das X führte, ergaben sich Gesamtkosten 

des Fahrzeugs von 12.623 EUR. Der Anteil der Privatfahrten sowie der Fahrten Wohnung/Arbeit lag 

bei 35 % (4.467 EUR). 

Sowohl das Finanzamt als auch das Finanzgericht lehnten es ab, das Nutzungsentgelt, das über den 

geldwerten Vorteil hinausging, steuermindernd anzuerkennen. 

Entscheidung 

Auch der Bundesfinanzhof entschied zuungunsten des X und wies seine Revision als unbegründet zu-

rück. Das gezahlte Nutzungsentgelt mindert den Wert des geldwerten Vorteils. Der geldwerte Vorteil 

war hier mit 0 EUR zu bewerten, weil das Nutzungsentgelt höher war als der Wert des geldwerten Vor-
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teils. Der Ansatz eines negativen geldwerten Vorteils ist nicht möglich, denn insoweit fehlt es an einer 

Bereicherung des Arbeitnehmers und somit an Arbeitslohn. 

Es liegen auch keine negativen Einnahmen vor, da das Nutzungsentgelt gezahlt wird, um den geldwer-

ten Vorteil überhaupt erst zu erlangen. Auch fehlt es an einem relevanten Veranlassungszusammen-

hang mit den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit. Denn die Zahlung dient, soweit sie das Nut-

zungsentgelt übersteigt, nicht der Erzielung von Einnahmen, sondern der Nutzung des Dienstwagens 

zu privaten Zwecken. 

Das Nutzungsentgelt stellt auch keine Werbungskosten dar. Es mindert auf der Einnahmeseite den 

geldwerten Vorteil und kann deshalb nicht nochmals als Werbungskosten bei den Einkünften aus 

nichtselbstständiger Arbeit abgezogen werden. Für den übersteigenden Betrag scheidet ein Wer-

bungskostenabzug ebenfalls aus, weil keine berufliche Veranlassung vorliegt. Denn der Arbeitnehmer 

leistet das Nutzungsentgelt nur, weil es Voraussetzung für die private Nutzung ist. 

 

6. Wenn eine Pflegeheim-GmbH erbt: Welche Steuern werden fällig? 

Eine Pflegeheim-GmbH darf grundsätzlich von einem Heimbewohner erben. Sie muss sich dann 

aber darauf einstellen, dass sie neben der Erbschaftsteuer auch noch Körperschaftsteuer zah-

len muss. 

Hintergrund 

Eine GmbH, die ein Seniorenpflegeheim betreibt, wurde vom Heimbewohner H als Alleinerbin be-

stimmt, allerdings mit der Auflage, das geerbte Vermögen ausschließlich für Zwecke des Heimbetriebs 

zu verwenden. 

Nach dem Tod des H setzte das Finanzamt für den Nachlasserwerb (Gesamtwert 1,05 Mio. EUR) Erb-

schaftsteuer fest. Darüber hinaus erhöhte es den Gewinn der GmbH um das Erbvermögen, das nach 

Abzug der Testamentsvollstreckerkosten verblieb. Die GmbH wehrte sich mit der Klage gegen den 

entsprechenden Körperschaftsteuer-Bescheid und begründete diese, dass eine systemwidrige Dop-

pelbesteuerung vorliegt. Vor dem Finanzgericht hatte die Klage keinen Erfolg. 

Entscheidung 

Auch der Bundesfinanzhof beanstandete die doppelte Besteuerung durch Körperschaftsteuer und Erb-

schaftsteuer nicht und wies deshalb die Revision zurück. 

Als inländische Kapitalgesellschaft ist die GmbH unbeschränkt steuerpflichtig. Dementsprechend ge-

hören alle von ihr erzielten Einkünfte zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb. Die ihr zuzurechnenden 

Wirtschaftsgüter sind ausnahmslos als Betriebsvermögen zu qualifizieren und der Bereich der gewerb-

lichen Gewinnerzielung umfasst sämtliche Einkünfte, unabhängig davon, in welcher Form und Art sie 

zufließen. Erfasst werden deshalb auch Vermögensmehrungen z. B. aufgrund eines Erbfalls. 

Die doppelte Besteuerung mit Körperschaftsteuer und Erbschaftsteuer hält der Bundesfinanzhof nicht 

für verfassungswidrig. Es gibt keinen Verfassungsgrundsatz, nach dem alle Steuern aufeinander ab-

gestimmt sein und eine mehrfache Besteuerung desselben Sachverhalts vermieden werden müssten. 

Deshalb darf ein Gewinn sowohl der Einkommensteuer bzw. Körperschaftsteuer sowie zusätzlich der 

Gewerbesteuer unterworfen werden. Dementsprechend verstößt auch das Zusammentreffen von Erb-

schaftsteuer und Körperschaftsteuer nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz. 

Auch die Eigentumsgarantie ist nicht verletzt, denn die GmbH war von der Gewerbesteuer befreit, so-

dass der Erbanfall insgesamt mit Erbschaftsteuer und Körperschaftsteuer lediglich i. H. v. 45 % belas-

tet war. 

 

7. 1-%-Regelung: Wer das Benzin selber zahlt, darf sich jetzt freuen 
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Trägt der Arbeitnehmer Kosten seines Dienstwagens selbst, mindern diese den geldwerten Vor-

teil aus der Nutzungsüberlassung. Das gilt auch bei der 1-%-Regelung (Rechtsprechungsände-

rung). 

Hintergrund 

Der Arbeitgeber überließ A einen betrieblichen Pkw (Bruttolistenpreis 52.300 EUR) zur dienstlichen 

und privaten Nutzung. Die Benzinkosten i. H. v. insgesamt 5.600 EUR trug A, die übrigen Kfz-Kosten 

übernahm der Arbeitgeber. Er ermittelte den geldwerten Vorteil aus der Kfz-Überlassung nach der 1-

%-Regelung mit 523 EUR monatlich (= 6.276 EUR im Jahr). In seiner Einkommensteuer-Erklärung 

machte A die von ihm getragenen Benzinkosten als Werbungskosten geltend. Das Finanzamt akzep-

tierte den Abzug jedoch nicht. Das Finanzgericht gab dagegen der Klage des A statt. 

Entscheidung 

Die Revision des Finanzamts war erfolglos. Zahlt der Arbeitnehmer für die außerdienstliche Nutzung 

(private Fahrten und Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit) ein Nutzungsentgelt an den Arbeitgeber, 

mindert dies den Wert des geldwerten Vorteils. Das Nutzungsentgelt mindert bereits auf der Einnah-

menseite den Vorteil aus der Nutzungsüberlassung. Der Vorteil besteht somit lediglich in der Differenz 

zwischen dem Wert der Nutzungsüberlassung und dem vom Arbeitnehmer zu zahlenden Nutzungs-

entgelt. 

Dasselbe gilt bei Übernahme einzelner nutzungsabhängiger Kfz-Kosten durch den Arbeitnehmer. Es 

fehlt dann ebenfalls schon dem Grunde nach an einem Vorteil des Arbeitnehmers. 

Die von A getragenen Benzinkosten sind jedoch nicht als Werbungskosten, sondern wie bereits darge-

stellt bereits auf der Einnahmeseite vorteilmindernd zu berücksichtigen. 

 

8. Geldwerter Vorteil: Was gilt für Versandkosten, die der Arbeitgeber übernimmt? 

Was als Steuervereinfachung gedacht war, sorgt in der Praxis immer wieder für Streit mit dem 

Finanzamt: Die 44-EUR-Freigrenze für Sachbezüge. Nach einem neuen Urteil eines Finanzge-

richts müssen jetzt auch Versand- und Verpackungskosten hier mit berücksichtigt werden. 

Hintergrund 

Der Arbeitgeber betrieb eine Spedition. Für unfallfreies Fahren und den pfleglichen Umgang mit den 

Fahrzeugen belohnte er seine Mitarbeiter, indem diese bei einer Fremdfirma Waren bestellen durften. 

Diese Fremdfirma stellte dem Arbeitgeber dafür in der Regel einen Betrag von 43,99 EUR sowie Ver-

sand- und Handlingskosten von 7,14 EUR in Rechnung. Insgesamt wurde damit die Freigrenze von 44 

EUR im Monat überschritten. Deshalb verlangte das Finanzamt nach einer Lohnsteueraußenprüfung 

nachträglich die Zahlung der nicht einbehaltenen und abgeführten Lohnsteuer. 

Der Arbeitgeber ging jedoch davon aus, dass die Übernahme der Versand- und Handlingskosten bei 

den Mitarbeitern zu keinem geldwerten Vorteil führt. Sie sind daher nicht in die Freigrenze miteinzube-

ziehen. 

Entscheidung 

Mit seiner Klage hatte der Arbeitgeber vor dem Finanzgericht keinen Erfolg. Die Richter waren der An-

sicht, dass die Versand- und Handlingskosten in die Bewertung der Sachbezüge und damit auch in die 

Berechnung der Freigrenze von 44 EUR mit einzubeziehen sind. Denn der dem Mitarbeiter gewährte 

Vorteil liegt nicht nur im Wert der Sache selbst. Der Versand der bestellten Ware an die Mitarbeiter 

nach Hause ist eine zusätzliche geldwerte Dienstleistung und hat stellt einen geldwerten Vorteil dar, 

weil Verpackungskosten in Form von Material und Arbeitslöhnen anfallen und der Transport kosten-

pflichtig ist. 
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9. Gewerbetreibende und Selbstständige: Wann darf die Steuererklärung doch auf Papier abgege-

ben werden? 

Gewerbetreibende und Selbstständige sind grundsätzlich verpflichtet, die Einkommensteuerer-

klärung in elektronischer Form an das Finanzamt zu schicken. Eine Ausnahme kann es jedoch 

für Kleinstbetriebe geben. 

Hintergrund 

Der Kläger war als Zeitungszusteller selbstständig tätig und erzielte mit dieser Tätigkeit nur geringe 

Gewinne von 2.800 EUR bzw. 2.900 EUR. Die Einnahmen lagen bei 5.700 EUR bzw. 5.100 EUR. Da-

neben hatte er Kapitaleinkünfte aus einem Vermögen von 200.000 EUR bis 250.000 EUR. Dazu ka-

men noch minimale Einnahmen aus einer selbstständigen Steuerberatertätigkeit. Diese hatte das Fi-

nanzamt jedoch als steuerlich irrelevante Liebhaberei eingestuft. 

Die Einkommensteuererklärung für das Jahr 2014 gab der Kläger auf Papier ab. Diese wies das Fi-

nanzamt unter Hinweis auf die bestehende Pflicht zur elektronischen Abgabe zurück. Daraufhin bean-

tragte der Kläger die Papierabgabe im Wege der Härtefallregelung, da er weder über entsprechende 

Hardware noch über einen Internetanschluss verfügte und eine Nachrüstung der IT-Technik bei ihm 

erhebliche Kosten verursachen würde. Der Härtefallantrag wurde vom Finanzamt abgelehnt. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab dem Kläger recht und entschied, dass er von der Pflicht zur elektronischen Ab-

gabe der Einkommensteuererklärung befreit wird. 

Nach der gesetzlichen Härtefallregelung muss einem Antrag auf Papierübermittlung entsprochen wer-

den, wenn die Steuergesetze einen Verzicht auf die elektronische Übermittlung zur Vermeidung unbil-

liger Härten anordnen und eine elektronische Erklärungsabgabe für den Steuerpflichtigen wirtschaftlich 

oder persönlich unzumutbar ist. Ob eine solche wirtschaftliche Unzumutbarkeit vorliegt, muss sich da-

nach richten, ob die Kosten für die Anschaffung und die Wartung der IT-Technik in einer wirtschaftlich 

sinnvollen Relation zu dem Betrieb stehen. Die wirtschaftliche Zumutbarkeit muss an den Verhältnis-

sen des Betriebs gemessen werden. Das Kapitalvermögen, das außerbetrieblich war, darf hier keine 

Rolle spielen. 

Da es sich vorliegend um einen Kleinstbetrieb handelte, ist dem Kläger die Papierabgabe angesichts 

der geringen jährlichen Einnahmen wegen wirtschaftlicher Unzumutbarkeit zu gestatten. 

 

10. Legasthenie: Sind die Behandlungskosten außergewöhnliche Belastungen? 

Eltern dürfen die Kosten, die für die medizinische Behandlung einer Lese- und Rechtschreib-

störung ihres Kindes entstehen, als außergewöhnliche Belastungen abziehen. Dabei gilt es 

aber, einige Voraussetzungen zu erfüllen, wie die aktuelle Verfügung des Bayerischen Landes-

amtes für Steuern zeigt. 

Medizinische Notwendigkeit: Einfacher Nachweis 

Die Kosten sind steuerlich nur dann zu berücksichtigen, wenn der Steuerbürger dem Finanzamt die 

medizinische Notwendigkeit der Behandlung nachweisen kann. Dafür genügt in der Regel eine ent-

sprechende Bestätigung des Arztes. 

Allerdings reicht es nicht, wenn nur das Vorliegen der Krankheit bescheinigt wird. 

Medizinische Notwendigkeit: Qualifizierter Nachweis 

Kosten für eine psychotherapeutische Behandlung, eine auswärtige Unterbringung oder eine wissen-

schaftlich nicht anerkannte Behandlung werden nur dann anerkannt, wenn ein amtsärztliches Gutach-

ten oder eine ärztliche Bescheinigung des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung vorgelegt 

wird (sog. qualifizierter Nachweis). 
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Diese Nachweise müssen unbedingt vor dem Beginn der Heilmaßnahme ausgestellt worden sein, da-

mit sie steuerlich anerkannt werden. 

Bei diesen Behandlungsarten ist weiterhin zu beachten: 

• Eine psychotherapeutische Behandlung kann nur von einem Psychotherapeuten durchgeführt 

werden. 

• Eine auswärtige Unterbringung liegt vor, wenn die Lese-/Rechtschreibstörung des Kindes z. B. in 

einem Internat behandelt wird. 

• Ob eine wissenschaftlich nicht anerkannte Behandlungsmethode vorliegt, kann durch allgemein 

zugängliche Fachgutachten bestimmt werden. Wissenschaftlich nicht anerkannt sind insbeson-

dere: Alternativmedizinische Methoden (Homöopathie, Akupressur, Osteopathie und Kinesiolo-

gie), Nahrungsergänzungsmittel, motorische Übungen zur Beseitigung eines persistierenden 

asymmetrisch tonischen Nackenreflexes, medikamentöse Behandlungen durch Piracetam sowie 

Interventionen zur neuropsychologischen Hemisphärenstimulation. 

Krankheit als Ursache der Lese-/Rechtschreibstörung 

Darüber hinaus muss die Lese-/Rechtschreibstörung auf einer Krankheit beruhen. Das ist insbesonde-

re nicht der Fall, wenn das Entwicklungsalter des Kindes, eine unterdurchschnittliche Intelligenz, eine 

unangemessene Unterrichtung oder einen Mangel an Lerngelegenheiten Ursache ist. In diesen Fällen 

kommt deshalb kein Abzug der Behandlungskosten als außergewöhnliche Belastung in Betracht. 

 

11. Elektronische Kontoauszüge: So müssen sie aufbewahrt und archiviert werden 

Immer mehr Banken übermitteln Kontoauszüge in digitaler Form an ihre Kunden. Welche Re-

geln es rund um diese elektronischen Kontoauszüge hinsichtlich Aufbewahrung und Archivie-

rung zu beachten gilt, können Sie einem neuen Schreiben des Bayerischen Landesamts für 

Steuern entnehmen. 

Internes Kontrollsystem erforderlich 

Elektronische Kontoauszüge werden wie elektronische Rechnungen grundsätzlich steuerlich aner-

kannt. Allerdings muss der Steuerpflichtige den elektronischen Kontoauszug bei Eingang auf seine 

Richtigkeit überprüfen und diese Prüfung dokumentieren und protokollieren. 

Beachten Sie die Aufbewahrungspflicht 

Wird Ihnen der Kontoauszug elektronisch übermittelt, muss er auch in dieser Form aufbewahrt werden. 

Die alleinige Aufbewahrung eines Ausdrucks auf Papier genügt also nicht. 

Welches System Sie für die Aufbewahrung verwenden, ist grundsätzlich egal. Wichtig ist nur, dass die 

zum Einsatz kommenden DV- oder Archivsysteme den Anforderungen der Abgabenordnung, den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung 

und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum 

Datenzugriff entsprechen. Das bedeutet insbesondere, dass die Unterlagen vollständig, richtig und un-

veränderbar sein müssen. 

Für die Dauer der Aufbewahrungspflicht müssen die Daten darüber hinaus gespeichert, gegen Verlust 

gesichert, maschinell auswertbar vorgehalten und bei einer Außenprüfung zur Verfügung gestellt wer-

den. 

Diese Grundsätze sind auch bei einer Gewinnermittlung nach der Einnahmen-Überschuss-Rechnung 

zu beachten. 

 

12. Elterngeld: Provisionen müssen bei der Berechnung berücksichtigt werden 
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Das Elterngeld soll den Verdienstausfall junger Eltern zumindest teilweise ersetzen. Müssen bei 

der Berechnung regelmäßig gezahlte Provisionen berücksichtigt werden? Das Landessozialge-

richt Baden-Württemberg meint ja. 

Hintergrund 

Die Klägerin erhielt als Marketing Managerin im Medienbereich neben einem monatlichen Grundgehalt 

von ca. 3.000 EUR regelmäßig quartalsweise Provisionen in wechselnder Höhe. Im Bemessungsjahr 

vor der Geburt ihres Sohnes waren es insgesamt ca. 6.800 EUR. 

Die Elterngeldstelle berücksichtigte bei der Berechnung des Elterngelds nur das Grundgehalt, nicht 

aber die Provisionen, da diese als sonstige Bezüge für die Höhe des Elterngelds nicht maßgeblich 

sind. 

Entscheidung 

Die Klage hatte Erfolg. Denn nicht nur das monatliche Grundgehalt, sondern auch die regelmäßigen 

Provisionen prägten die wirtschaftlichen Verhältnisse der Klägerin. Der gesetzliche Verweis in den 

Verwaltungsanweisungen in den Lohnsteuerrichtlinien, die jederzeit ohne Beteiligung des Gesetzge-

bers geändert werden können, ist nicht ausreichend, um den gesetzlichen Anspruch einzuschränken. 

Zweck des Gesetzes ist es, bei der Elterngeldberechnung diejenigen Einkünfte zu berücksichtigen, die 

den Lebensstandard der Elterngeldberechtigten geprägt haben. 

 

13. Regelung zur Entfernungspauschale verstößt nicht gegen das Grundgesetz 

Wer für die Fahrten zur Arbeit öffentliche Verkehrsmittel nutzt, darf die tatsächlichen Kosten 

steuerlich geltend machen, für Fahrten mit dem eigenen Pkw gilt dagegen die Entfernungspau-

schale von 0,30 EUR. Das ist eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung, fand ein Ehepaar. 

Der Bundesfinanzhof sah das anders. 

Hintergrund 

Die Eheleute machten für ihre Fahrten zur Arbeit die tatsächlichen Kosten von 0,44 EUR/km, insge-

samt 8.382 EUR geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die Fahrtkosten jedoch lediglich mit der der 

Entfernungspauschale von 0,30 EUR je Entfernungskilometer und erkannte nur Fahrtkosten i. H. v. 

2.967 EUR steuermindernd an. Das Finanzgericht entschied ebenso und wies die Klage ab. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof schloss sich den Argumenten von Finanzamt und Finanzgericht an. Denn die un-

terschiedliche Behandlung von Fahrten mit dem eigenen Pkw und den Fahrten mit öffentlichen Ver-

kehrsmitteln stellt eine sachgerechte und folgerichtige Ausnahme vom objektiven Nettoprinzip dar. 

Diese Differenzierung ist durch den weitreichenden gesetzgeberischen Entscheidungsspielraum bei 

der Bestimmung des Steuergegenstands und der Steuersatzes gedeckt. 

Die Privilegierung öffentlicher Verkehrsmittel ist nach Ansicht der Richter verfassungsrechtlich unbe-

denklich, da die gesetzliche Regelung erkennbar umwelt- und verkehrspolitische Ziele verfolgt. Eine 

Privilegierung rechtfertigt sich auch daraus, dass öffentliche Verkehrsmittel im Hinblick auf den Primär-

energieverbrauch und den Ausstoß an Treibhausgasen umweltfreundlicher sind als private Pkw. 

 

14. Rechnungsberichtigung gilt rückwirkend 

Wird eine Rechnung berichtigt, wirkt dies auf den Zeitpunkt zurück, zu dem der Unternehmer 

die Rechnung erstmals ausgestellt hat. Insoweit hat der Bundesfinanzhof seine bisherige 

Rechtsprechung geändert. 

Hintergrund 
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Der Unternehmer X machte aus Rechnungen eines Rechtsanwalts und einer Unternehmensberatung 

Vorsteuer geltend. Der Leistungsgegenstand war mit "Beraterhonorar" bzw. "allgemeine wirtschaftliche 

Beratung" ohne Bezug auf weitere Unterlagen bezeichnet. Das Finanzamt war der Ansicht, dass die 

Leistungen nicht hinreichend genau bezeichnet waren, und versagte deshalb den Vorsteuerabzug. Im 

Januar 2013 legte X während des Klageverfahrens Rechnungen vor, in denen der Gegenstand der 

Leistung ordnungsgemäß ausgewiesen war. Das Finanzgericht akzeptierte die Berichtigungen nicht 

und wies die Klage ab. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hob das Urteil des Finanzgerichts auf und gab der Klage statt. X konnte also aus 

den berichtigten Rechnungen den Vorsteuerabzug geltend machen. 

Voraussetzung für den Abzug der Vorsteuer ist das Vorliegen einer Rechnung, die den gesetzlichen 

Anforderungen entspricht. Eine Rechnung, die diese nicht erfüllt, kann berichtigt werden. Die Berichti-

gung wirkt auf den Zeitpunkt zurück, in dem die Rechnung ursprünglich ausgestellt wurde. Insoweit 

hält der Bundesfinanzhof an seiner früheren Rechtsprechung, wonach die Vorsteuer aus einer berich-

tigten Rechnung erst im Besteuerungszeitraum der Berichtigung abgezogen werden konnte, nicht 

mehr fest. 

Die Rechnungen waren auch berichtigungsfähig, da sie den Mindestvoraussetzungen einer Rechnung 

genügten. Die allgemeine Leistungsbeschreibung "Beratung" genügt den Anforderungen an eine be-

richtigungsfähige Rechnung. 

 

15. Rechnungsberichtigung: Umsatzsteuer muss nicht zwingend zurückgezahlt werden 

Eine Rechnungsberichtigung setzt auch bei einem Dauerschuldverhältnis nicht voraus, dass 

die bezahlte Umsatzsteuer an den leistenden Unternehmer zurückgezahlt wird. Das gilt zumin-

dest dann, wenn der Leistungsempfänger keinen Vorsteuerabzug geltend gemacht hat. 

Hintergrund 

Die Klägerin verpachtete ein Grundstück an eine KG. Diese unterhielt dort eine vollstationäre Pflege-

einrichtung. Darüber hinaus wurde ein Heimausstattungsmietvertrag abgeschlossen, mit dem sich die 

Klägerin verpflichtete, der KG die gesamten Einrichtungsgegenstände zum Betrieb der Pflegeeinrich-

tung zur Verfügung zu stellen. Es wurde eine monatliche Miete zuzüglich Umsatzsteuer vereinbart, die 

die Klägerin zunächst an das Finanzamt abführte. Später beantragte sie – unter Hinweis auf die neue-

re Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs –, dass die Vermietung der Einrichtungsgegenstände als 

steuerfreie Nebenleistung zur Grundstücksüberlassung behandelt wird. Das Finanzamt lehnte die Be-

freiung ab. Seiner Ansicht nach war die Vermietung des Inventars steuerpflichtig. Darüber hinaus war 

die Rechnungsberichtigung nicht hinreichend bestimmt und der unberechtigt ausgewiesene Steuerbe-

trag nicht zurückgezahlt worden. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab der Klägerin Recht und der Klage statt. Die Richter werteten die Vermietung 

des Inventars als umsatzsteuerfreie Nebenleistung zur steuerfreien Verpachtung des Grundstücks. Die 

beiden Verträge bildeten in wirtschaftlicher Hinsicht eine Gesamtheit, da die Klägerin der KG ein be-

triebs- und benutzungsfähiges Pflegeheim zur Verfügung gestellt hatte. 

Die Klägerin hatte in dem Heimausstattungsmietvertrag, der als Rechnung gilt, die Umsatzsteuer zwar 

unrichtig ausgewiesen, dies jedoch durch ein entsprechendes Schreiben an die KG berichtigt und da-

mit auch die Rechnung korrigiert. 

Keine Voraussetzung für die Berichtigung der Umsatzsteuer ist, dass der zu Unrecht ausgewiesene 

Steuerbetrag zurückgezahlt wird. Dafür ergeben sich aus dem Gesetz keine Anhaltspunkte. 
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16. Scheinrechnungen: Gezahlte Umsatzsteuer kann nicht zurück verlangt werden 

Begleicht ein Steuerpflichtiger Rechnungen für Leistungen, die er nicht erbracht hat, kann er 

die gezahlte Umsatzsteuer nicht zurückverlangen, und zwar weder vom Rechnungssteller noch 

vom Betriebsstätten-Finanzamt. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist eine GmbH. Sie arbeitete mit der Firma HC zusammen und machte aus den Rechnun-

gen der HC den Vorsteuerabzug geltend. Später stellte sich jedoch heraus, dass der angebliche Ange-

stellte der Firma HC tatsächlich bei der GmbH angestellt war. Deshalb änderte die HC die Rechnun-

gen mit gesondert ausgewiesener Umsatzsteuer und machte gegenüber dem Finanzamt Berichti-

gungsansprüche geltend. Diese Ansprüche i. H. v. rund 98.000 EUR trat sie an die GmbH ab. Die 

GmbH machte weitere Forderungen gegen die Inhaberin des Unternehmens HC geltend und begehrte 

schließlich vom Finanzamt die Erstattung der entsprechenden Beträge. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage ab. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Erstattung der Umsatz-

steuer vom Finanzamt. 

Im Streitfall war seitens der Firma HC keine Leistung erbracht worden. Ein Leistungsempfänger, dem 

keine Leistungen erbracht werden, hat jedoch im Regelfall keinen Anlass, die ihm in Rechnung gestell-

te Umsatzsteuer zu begleichen. Da die Leistungen nicht von der Rechnungsausstellerin HC erbracht 

worden sind, lag es auf der Hand, dass hierfür ein Vorsteuerabzug nicht möglich ist. Außerdem kommt 

ein Vorsteuerabzug aus Scheinrechnungen im Billigkeitswege jedenfalls dann nicht in Betracht, wenn 

der Rechnungsempfänger die Zahlungsunfähigkeit des Rechnungsausstellers nicht ausreichend belegt 

hat. 

 

17. Pauschaler Schadensersatz bei Verzug gilt auch bei verspäteten Zahlungen des Arbeitgebers 

Kommt ein Schuldner in Verzug, wird ein pauschaler Schadensersatz von 40 EUR fällig. Gilt 

diese Regelung auch, wenn der Arbeitgeber das Entgelt an seine Arbeitnehmer verspätet aus-

zahlt? Das Landesarbeitsgericht Köln hat diese Frage in einem aktuellen Urteil beantwortet. 

Hintergrund 

Der Gläubiger einer Entgeltforderung hat nach dem Gesetz bei Verzug des Schuldners Anspruch auf 

die Zahlung einer Pauschale in Höhe von 40 EUR – und das zusätzlich neben dem Anspruch auf Er-

satz des durch den Verzug entstehenden konkreten Schadens. Diese Pauschale wird auf den Scha-

densersatz angerechnet, aber nur, soweit sich durch die Rechtsverfolgung Kosten und damit ein 

Schaden ergeben. Im Arbeitsrecht gilt jedoch eine Besonderheit: Es gibt nämlich keinen Anspruch auf 

Erstattung der außergerichtlichen Rechtsverfolgungskosten. Fällt deshalb die 40-EUR-Pauschale 

weg? 

Entscheidung 

Nein, urteilte das Landesarbeitsgericht und verneinte damit eine Ausnahme für den Bereich des Ar-

beitsrechts. Bei der 40-EUR-Pauschale handelt es sich um eine Erweiterung der gesetzlichen Rege-

lungen zum Verzugszins. Dieser ist auch auf Ansprüche auf Arbeitsentgelt zu zahlen. Zweck der ge-

setzlichen Regelung ist es, den Druck auf den Schuldner zu erhöhen, damit dieser Zahlungen pünkt-

lich und vollständig erbringt. Das spricht für eine Anwendbarkeit zugunsten von Arbeitnehmern, die ih-

ren Lohn nicht pünktlich oder nicht vollständig erhalten. 

Zahlt also ein Arbeitgeber seinen Mitarbeitern den Arbeitslohn verspätet oder unvollständig aus, gibt es 

für die betroffenen Arbeitnehmer einen Anspruch auf 40 EUR Schadensersatz. 
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18. Bewirtungskosten: Sind die Kosten für "Herrenabende" absetzbar? 

Wer Betriebsausgaben für die Unterhaltung von Geschäftsfreunden steuerlich geltend machen 

will, sollte das Abzugsverbot beachten. Dieses gilt, wenn es sich um Aufwendungen für eine 

überflüssige und unangemessene Unterhaltung und Repräsentation handelt. 

Hintergrund 

Eine Rechtsanwaltskanzlei veranstaltete sog. "Herrenabende", die im privaten Garten bei einem Part-

ner der Kanzlei stattfanden und jeweils ein bestimmtes Motto hatten. Zu diesen wurden ausschließlich 

Männer eingeladen. Bis zu 358 Gäste wurden unterhalten und bewirtet. Die Kosten für die Veranstal-

tungen lagen zwischen 20.500 EUR und 22.800 EUR. Diese machte die Rechtsanwaltskanzlei als Be-

triebsausgaben geltend. Das Finanzamt verneinte den Abzug der Aufwendungen. Das Finanzgericht 

wies die Klage ab, da nach dem Gesetz "Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, für Segeljachten oder 

Motorjachten sowie für ähnliche Zwecke und für die hiermit zusammenhängenden Bewirtungen" den 

Gewinn nicht mindern dürfen und deshalb einem Abzugsverbot unterliegen. Aufgrund des ausgewähl-

ten und geschlossenen Teilnehmerkreises der "Herrenabende" bestand ein Zusammenhang mit der 

Lebensführung und der gesellschaftlichen Stellung der Eingeladenen. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof folgte diesen Argumenten nicht. Er hob vielmehr das Urteil des Finanzgerichts 

auf und verwies die Sache an dieses zurück. 

In seinem Urteil hatte sich das Finanzgericht zur Zweckbestimmung der Aufwendungen allein auf den 

"Eventcharakter" der Veranstaltungen, den geschlossenen Teilnehmerkreis und darauf gestützt, dass 

sich die Gäste durch die Einladung in ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stellung bestätigt 

fühlen durften. Ob mit den "Herrenabenden" die Grenzen des Üblichen überschritten wurden und mit 

einer Veranstaltung zu einer Jagd, zum Fischen oder auf eine Segel- oder Motorjacht vergleichbar wa-

ren, hatte das Finanzgericht jedoch nicht geprüft. Das muss es jetzt nachholen. Dabei kann sich die 

Vergleichbarkeit entweder aus dem besonderen Ort der Veranstaltung oder aus einem besonderen 

qualitativ hochwertigen Unterhaltungsprogramm am Ort der Veranstaltung ergeben. 

 

19. Vergütung für mehrjährige Tätigkeit: Auszahlung in 2 Kalenderjahren verhindert Tarifbegünsti-

gung 

Betrifft eine Zahlung mehrere Jahre, liegt eine Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten vor. Für 

diese kann jedoch nur dann die Tarifbegünstigung in Anspruch genommen werden, wenn die 

Auszahlung in einem Veranlagungszeitraum erfolgt. 

Hintergrund 

Die Klägerin erzielte freiberufliche Einkünfte aus einer psychotherapeutischen Praxis. Sie ermittelt die 

Einkünfte mit einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung. Aus den Jahren 2000 bis 2004 erhielt die Klä-

gerin von der Kassenärztlichen Vereinigung zusätzliche Honorare in 4 etwa gleich hohen Raten, von 

denen 2 im Jahr 2005 und 2 im Jahr 2006 zuflossen. Für diese Nachzahlungen beantragte die Klägerin 

die ermäßigte Besteuerung nach der Fünftelregelung, die das Finanzamt jedoch nicht gewährte. Auch 

vor dem Finanzgericht hatte die Klägerin keinen Erfolg. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof folgte dem Finanzamt und dem Finanzgericht und wies die Revision der Klägerin 

ab. 
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Die Richter werteten zwar die Nachzahlung als Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten, versagten für 

diese jedoch die Tarifbegünstigung. Voraussetzung dafür ist nämlich, dass die Zahlungen in einem 

Veranlagungszeitraum zufließen, was aber hier nicht der Fall war. 

Der Zufluss in einem Veranlagungszeitraum ist zwar kein gesetzliches Tatbestandsmerkmal. Nach 

dem Zweck der entsprechenden Vorschrift sind außerordentliche Einkünfte solche, deren Zufluss in ei-

nem Veranlagungszeitraum zu einer für den Steuerpflichtigen im Vergleich zu seiner regelmäßigen 

sonstigen Besteuerung einmaligen und außergewöhnlichen Progressionsbelastung führen. Diese sol-

len durch die Tarifbegünstigung abgemildert werden. Wird eine Vergütung für mehrjährige Tätigkeit in 

2 Veranlagungszeiträumen nachgezahlt, liegen keine außerordentlichen Einkünfte mehr vor, für die ei-

ne Tarifbegünstigung gewährt werden kann. 

 

20. Privater Drogenkonsum: Arbeitgeber darf kündigen 

Konsumiert ein Berufskraftfahrer Drogen, muss er mit einer fristlosen Kündigung rechnen. Das 

gilt nicht nur dann, wenn der Drogenkonsum während der Arbeitszeit stattfindet, sondern auch, 

wenn dies in der Freizeit geschieht. 

Hintergrund 

Der Kläger war als Lkw-Fahrer angestellt. An einem Samstag nahm er im privaten Umfeld "Chrystal 

Meth" ein. Am darauffolgenden Montag trat er wieder zur Arbeit an. Einen Tag später stellte die Polizei 

bei einer Kontrolle den Drogenkonsum fest. Daraufhin kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis 

mit seinem Mitarbeiter fristlos. Gegen diese Kündigung klagte der Lkw-Fahrer und argumentierte, dass 

keine Anhaltspunkte für eine tatsächliche Fahruntüchtigkeit bestanden hätten. 

Entscheidung 

In den Vorinstanzen hatte der Kläger mit seinen Argumenten noch Erfolg. Das Bundesarbeitsgericht 

hielt dagegen die außerordentliche Kündigung des Arbeitnehmers für wirksam. Nach Auffassung der 

Richter waren bisher die Gefahren, die sich aus der Einnahme von "Chrystal Meth" für die Tätigkeit ei-

nes Berufskraftfahrers typischerweise ergeben, nicht hinreichend gewürdigt worden. 

Unerheblich ist, ob die Fahrtüchtigkeit des Lkw-Fahrers bei den durchgeführten Fahrten tatsächlich 

beeinträchtigt war und deswegen eine erhöhte Gefahr im Straßenverkehr bestanden hat. Ein Berufs-

kraftfahrer darf seine Fahrtüchtigkeit nicht durch die Einnahme von entsprechenden Substanzen ge-

fährden. Da der Kläger dagegen verstoßen hatte, sahen die Richter die außerordentliche Kündigung 

seines Arbeitsverhältnisses als gerechtfertigt an. Das gilt unabhängig davon, ob die Droge vor oder 

während der Arbeitszeit konsumiert wurde. 

 

21. Ärztliche Gemeinschaftspraxis: Achtung bei gewerblicher Tätigkeit 

Üben Ärzte in ihrer Gemeinschaftspraxis nicht nur freiberufliche, sondern auch gewerbliche Tä-

tigkeiten aus, kann dies dazu führen, dass die gesamte Praxistätigkeit als Gewerbebetrieb an-

zusehen ist. Diese Probleme kann es z. B. bei einer sog. integrierten Versorgung geben. 

Hintergrund 

Üben ärztliche Gemeinschaftspraxen neben ihren freiberuflichen Tätigkeiten auch gewerbliche Tätig-

keiten aus, können sie ihren freiberuflichen Status verlieren und in vollem Umfang gewerblich werden. 

Das nennt man Abfärbe- oder Infektionstheorie. Die Folge einer gewerblichen Infizierung: Die Praxis 

wird u. a. gewerbesteuerpflichtig. 

Verfügung der Oberfinanzdirektion Frankfurt 

Die gewerbliche Infizierung kann auch durch eine sog. integrierte Versorgung in einer Gemeinschafts-

praxis eintreten. 
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Bei einer solchen integrierten Versorgung wird zwischen dem Arzt und der Krankenkasse vertraglich 

geregelt, dass die Kasse dem Arzt für die Behandlung der Patienten bestimmte Fallpauschalen zahlt. 

Diese decken sowohl die freiberufliche medizinische Betreuung als auch die gewerbliche Abgabe von 

Arzneien und Hilfsmitteln ab. 

Der gewerbliche Anteil der Fallpauschalen führt aber grundsätzlich bei Gemeinschaftspraxen zu einer 

gewerblichen Infizierung der gesamten Einkünfte. 

Ausnahmsweise ist der Hilfsmitteleinsatz nicht als gewerbliche Tätigkeit anzusehen, wenn im Rahmen 

der integrierten Versorgung solche Hilfsmittel verwendet werden, ohne deren Einsatz die ärztliche 

Heilbehandlung nicht möglich wäre. Das gilt z. B. für künstliche Hüftgelenke oder Augenlinsen. In die-

sem Fall liegt keine gewerbliche Infizierung vor, sondern eine einheitliche heilberufliche Leistung, da 

die Verwendung der Hilfsmittel ein Bestandteil der ärztlichen Gesamtleistung ist. 

Eine gewerbliche Infizierung ist darüber hinaus erst dann anzunehmen, wenn die gewerblichen Netto-

umsatzerlöse eine Bagatellgrenze von 3 % der Gesamtnettoumsätze und zusätzlich den Betrag von 

24.500 EUR im Veranlagungszeitraum übersteigen. 

Diese vom Bundesfinanzhof aufgestellten Werte werden von der Finanzverwaltung allgemein aner-

kannt. Sie sind also für alle Gemeinschaftspraxen anwendbar. 

Aber auch wenn diese Bagatellgrenzen überschritten werden, kann die gewerbliche Infizierung verhin-

dert werden, indem die gewerbliche Tätigkeit der Praxis im Rahmen eines Ausgliederungsmodells auf 

eine andere Schwesterpersonengesellschaft ausgelagert wird. 

 

22. Selbstbehalt bei einer Krankenversicherung: Kein Abzug als Sonderausgaben 

Wer mit seiner Krankenkasse einen Selbstbehalt vereinbart, kann zwar Krankenversicherungs-

beiträge sparen. Trotzdem ist der Selbstbehalt selbst kein Beitrag. Ein Abzug bei den Sonder-

ausgaben scheidet damit aus. 

Hintergrund 

A hatte für sich eine private Krankenversicherung abgeschlossen und einen Selbstbehalt von 1.800 

EUR vereinbart. Die aufgrund des Selbstbehalts von ihm getragenen Krankheitskosten machte er als 

Sonderausgaben geltend. Seiner Meinung nach handelte es bei dem Selbstbehalt um einen Versiche-

rungsbeitrag. Denn ohne Selbstbehalt wären die Beiträge annähernd doppelt so hoch gewesen. Das 

Finanzamt und auch das Finanzgericht vertraten dagegen die Auffassung, dass der Selbstbehalt kei-

nen Versicherungsbeitrag darstellt. Denn ein Selbstbehalt ist im Gegensatz zu den Beiträgen keine 

Gegenleistung für die Erlangung des Versicherungsschutzes. 

Entscheidung 

Zu den Krankenversicherungsbeiträgen, die als Vorsorgeaufwendungen bei den Sonderausgaben ab-

zugsfähig sind, gehören Ausgaben, die in Zusammenhang mit der Erlangung des Versicherungsschut-

zes stehen und damit der Vorsorge dienen. Zahlungen aufgrund von Selbst- oder Eigenbeteiligungen 

an entstehenden Kosten sind deshalb keine solchen Beiträge zu einer Versicherung. Denn in Höhe 

des Selbstbehalts besteht gerade kein Versicherungsschutz, damit kann die Selbstbeteiligung keine 

Gegenleistung für die Erlangung von Versicherungsschutz sein. 

Aufwendungen in Höhe des Selbstbehalts sind auch nicht als Beitragserstattung mit umgekehrten Vor-

zeichen anzusehen. Beitragserstattungen sind Anreize, damit der Versicherungsnehmer im Rahmen 

des Versicherungsschutzes bestimmte Schäden nicht geltend macht. Aufwendungen im Rahmen des 

Selbstbehalts fallen dagegen außerhalb des vereinbarten Versicherungsschutzes an. Das gilt auch 

dann, wenn der Selbstbehalt dazu führt, dass die Versicherungsbeiträge selbst geringer ausfallen. 
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Die als Selbstbehalt aufgewendeten Krankheitskosten können aber grundsätzlich als außergewöhnli-

che Belastung berücksichtigt werden. Allerdings wirkten sie sich hier nicht aus, da die Aufwendungen 

die zumutbare Belastung nicht überschritten haben. 

 

23. Vorsteuerabzug: Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnung 

Nach deutschem Recht ist nur bei Vorliegen einer ordnungsgemäßen Rechnung ein Vorsteuer-

abzug möglich. Doch wie ausführlich muss z. B. die Leistungsbeschreibung in einer Rechnung 

sein? Mit dieser Frage musste sich der Europäische Gerichtshof befassen. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist eine Gesellschaft, die im Hotelgewerbe tätig ist. Sie nahm Beratungsleistungen einer 

Rechtsanwaltskanzlei in Anspruch, über die sie 4 Rechnungen erhielt, aus denen sie den Vorsteuer-

abzug geltend machte. 

Die Finanzbehörde versagte den Vorsteuerabzug aus den Rechnungen, da die Angaben über die be-

zogenen Leistungen unzureichend konkret seien. Daraufhin legte die Klägerin weitere Dokumente vor, 

die eine detailliertere Beschreibung der erhaltenen Leistungen enthielten. 

Diese erkannte das Finanzamt nicht an. Die in Rede stehenden Rechnungen und die beigefügten Do-

kumente waren seiner Ansicht nach nicht in der gesetzlich vorgesehenen Form ausgestellt, d. h., auf 

keinem der Dokumente wurden die erbrachte Dienstleistung mit den für die Bestimmung der anzuwen-

denden Steuer erforderlichen Angaben aufgeführt. Der bloße Hinweis "Erbringung juristischer Dienst-

leistungen" ohne genaue Angabe und Spezifizierung der erbrachten "juristischen Dienstleistungen" ist 

inakzeptabel. 

Entscheidung 

Der Europäische Gerichtshof hat entschieden, dass die Angabe "Erbringung juristischer Dienstleistun-

gen" die gesetzlichen Anforderungen, wonach die Rechnung Art und Umfang der erbrachten Dienst-

leistungen enthalten muss, nicht erfüllt. Er begründet dies mit dem Zweck der Regelung, wonach die 

Rechnungsangaben es den Steuerverwaltungen ermöglichen sollen, die Entrichtung der geschuldeten 

Steuer und ggf. das Bestehen des Vorsteuerabzugsrechts zu kontrollieren. Die Angabe "juristische 

Dienstleistungen" bezeichnet die Art der fraglichen Dienstleistungen nicht hinreichend detailliert. Auch 

der Umfang der erbrachten Dienstleistungen lässt sich daraus nicht entnehmen. 

Der Europäische Gerichtshof betont jedoch den rein formellen Charakter der Rechnungsangaben. Aus 

dem Neutralitätsprinzip der Mehrwertsteuer folgt, dass die Steuerverwaltung das Recht auf Vorsteuer-

abzug nicht allein deshalb verweigern kann, weil eine Rechnung nicht die gesetzlichen Voraussetzun-

gen erfüllt, wenn sie über sämtliche Daten verfügt, um zu prüfen, ob die materiellen Vorsteuerabzugs-

voraussetzungen erfüllt sind. 

 

24. Fortbildungskosten des Arbeitnehmers: Übernahme durch Arbeitgeber führt nicht zu Arbeits-

lohn 

Übernimmt der Arbeitgeber Kosten für die Weiterbildung seiner Arbeitnehmer, führt das nicht 

zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. 

Hintergrund 

Der Kläger, der ein Unternehmen für Schwer- und Spezialtransporte, betreibt, übernahm für seine an-

gestellten Fahrer Kosten einer Weiterbildung. Dazu waren die Fahrer aufgrund gesetzlicher Regelung 

verpflichtet. Die Kostenübernahme durch den Arbeitgeber war durch tarifvertragliche Bestimmungen 

geregelt. Das Finanzamt wertete die Übernahme der Weiterbildungskosten als steuerpflichtigen Ar-
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beitslohn. Der Kläger argumentierte, dass die Kostenübernahme in seinem eigenbetrieblichen Interes-

se liegt und deshalb kein steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegt. 

Entscheidung 

Vor dem Finanzgericht hatte der Kläger mit seiner Klage Erfolg. Die Richter entschieden, dass die 

Übernahme der Fortbildungskosten keinen Arbeitslohn darstellt. Denn der Kläger hatte an der Weiter-

bildung ein ganz überwiegend eigenbetriebliches Interesse. Seine Fahrer konnten dadurch ihr Wissen 

über das verkehrsgerechte Verhalten in Gefahren- und Unfallsituationen, über das sichere Beladen der 

Fahrzeuge und über kraftstoffsparendes Fahren auffrischen und vertiefen. Die Weiterbildungen dienten 

also nicht nur der Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr, sondern auch der Sicherstellung 

des reibungslosen Ablaufs und der Funktionsfähigkeit des Betriebs. Auch die tarifvertragliche Pflicht 

zur Kostenübernahme spricht für das eigenbetriebliche Interesse. 

 

25. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand: Wie genau muss der Antrag begründet werden? 

Wird das Einspruchsschreiben rechtzeitig abgeschickt, aber dem Finanzamt verspätet zuge-

stellt und dadurch die Einspruchsfrist verpasst, hilft ein Antrag auf Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand. Für die Antragsbegründung reicht es aus, wenn der Steuerpflichtige darlegt, an 

welchem Tag das Schriftstück in welcher Weise von wem auf den Weg zum Finanzamt gebracht 

wurde. 

Hintergrund 

Der Steuerpflichtige legte gegen den Einkommensteuerbescheid 2012 vom 31.1.2014 Einspruch ein. 

Das Schreiben seiner Steuerberaterin war vom 26.2.2014. Das Einspruchsschreiben ging allerdings 

erst am 6.3.2014 und damit verspätet beim Finanzamt ein. Dies teilte das Finanzamt dem Steuerpflich-

tigen mit Schreiben vom 31.3.2014 mit. 

Mit Schreiben vom 9.4.2014 beantragte die Steuerberaterin Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

Dem Postausgangsbuch ist zu entnehmen, dass das Einspruchsschreiben am 26.2.2014 mit der Deut-

schen Post verschickt worden war. Die zuständige Bearbeiterin in der Kanzlei hatte das Schreiben am 

26.2.2014 im Postausgangsbuch eingetragen und mit dem restlichen Schriftwechsel am Abend in den 

Briefkasten gesteckt. 

Das Finanzamt sah die Begründung des Antrags auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand jedoch 

als nicht ausreichend an. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab dem Steuerpflichtigen dagegen Recht. Wird ein Wiedereinsetzungsantrag mit 

der fristgerechten Absendung eines beim Empfänger nicht oder verspätet eingegangenen Schriftstücks 

begründet, ist im Einzelnen auszuführen, wann, von wem und in welcher Weise es zur Post aufgege-

ben wurde. Dies muss durch Beweismittel glaubhaft gemacht werden. 

Im vorliegenden Fall wurde innerhalb der Antragsfrist von der Steuerberaterin mitgeteilt, dass das Ein-

spruchsschreiben am 26.2.2014 mit der Deutschen Post verschickt worden war. Auch hatte sie die aus 

ihrer Sicht bestehende Unerklärlichkeit der Fristversäumnis erläutert. Dies reicht nach Auffassung des 

Finanzgerichts für eine Antragsbegründung aus. 

Die erst im Klageverfahren erfolgte Ergänzung des Vortrags zum Absendevorgang durch Benennung 

der Personen, die die Austragung aus dem Postausgangsbuch und den Einwurf in den nunmehr genau 

benannten Briefkasten vorgenommen haben, wertete das Finanzgericht als ergänzende Darlegung 

und nicht als neuen Wiedereinsetzungsgrund. 

 

26. Häusliches Arbeitszimmer: Abtrennung durch Raumteiler genügt nicht 
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Ein häusliches Arbeitszimmer erfordert einen abgeschlossenen Raum mit Wänden und Türen. 

Dieser liegt nicht vor, wenn der Arbeitsbereich lediglich durch ein Sideboard mit Durchgang 

zum Rest des Zimmers abgetrennt ist. 

Hintergrund 

A nutzte in seiner Wohnung die Kellerräume als Büro und Archiv. Im Obergeschoss befand sich das 

Wohn-/Esszimmer, das A sowohl zu Wohnzwecken als auch als Büro nutzte. Der Arbeitsbereich war 

durch ein 1 m hohes Sideboard abgetrennt. A konnte vom Arbeitsbereich aus am Sideboard vorbei 

den Rest des Zimmers betreten, in dem sich ein Tisch mit 4 Stühlen befand. Das Finanzamt und auch 

das Finanzgericht erkannten nur die Mietaufwendungen für die Kellerräume als Betriebsausgaben an. 

Die anteilig auf den Arbeitsbereich im Obergeschoss entfallenden Aufwendungen ließen sie unberück-

sichtigt. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof lehnt für den durch ein Sideboard abgetrennten Arbeitsbereich ebenfalls den Ab-

zug als Betriebsausgaben ab. Ein häusliches Arbeitszimmer ist seiner Ansicht nach ein Raum, der zum 

einen typischerweise mit Büromöbeln eingerichtet ist und zum anderen nahezu ausschließlich beruflich 

genutzt wird. Aufwendungen für in die private Sphäre eingebundene Räume, die bereits nach ihrem 

äußeren Erscheinungsbild nicht dem Typus des Arbeitszimmers entsprechen, können daher nicht als 

Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden. Denn die nahezu ausschließliche be-

triebliche Nutzung liegt weder vor bei einem gemischt genutzten und als Arbeitszimmer eingerichteten 

Raum noch bei einem abgetrennten Arbeitsbereich in einem auch zu Wohnzwecken genutzten Raum. 

Nur ein durch Wände und Türen abgeschlossener Raum kann deshalb ein häusliches Arbeitszimmer 

sein. 

Ein Arbeitsbereich, der vom angrenzenden Wohnbereich aus durch einen offenen Durchgang ohne 

Türabschluss betreten werden kann oder der lediglich durch einen Raumteiler abgetrennt ist oder sich 

auf einer Empore befindet, kann aus diesem Grund nicht als häusliches Arbeitszimmer anerkannt wer-

den. 

 

27. Wann eine Berichtigung einer Rechnung rückwirkend möglich ist 

Ermöglicht eine Rechnungsberichtigung dem Leistungsempfänger rückwirkend den Vorsteuer-

abzug? Oder ist der Vorsteuerabzug erst dann möglich, wenn die berichtigte Rechnung vor-

liegt? Mit diesen Fragen musste sich der Europäische Gerichtshof auseinandersetzen. 

Hintergrund 

Eine deutsche GmbH hatte aus Gutschriften und Rechnungen den Vorsteuerabzug vorgenommen. Die 

Abrechnungen enthielten jedoch keine Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummern der 

leistenden Unternehmer. Nach einer Betriebsprüfung wurde deshalb der Vorsteuerabzug für den Zeit-

raum der Vorlage der nicht ordnungsgemäßen Rechnungen versagt. Noch während der laufenden Au-

ßenprüfung legte die GmbH dem zuständigen Finanzamt berichtigte Abrechnungen vor, in denen die 

Steuernummer bzw. die Umsatzsteuer-Identifikationsnummern des jeweils leistenden Unternehmers 

enthalten waren. Trotzdem erließ das Finanzamt geänderte Steuerbescheide, in denen die Vorsteuer-

beträge aus den Rechnungen nicht berücksichtigt wurden. 

Entscheidung 

Der Europäische Gerichtshof hat die Rechnungsberichtigung in dem vorliegenden Fall zugelassen, 

und zwar mit Wirkung für die Vergangenheit. Eine rückwirkende Rechnungsberichtigung ist mit ge-

meinschaftsrechtlichen Grundsätzen vereinbar. 
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Zwar können Mitgliedstaaten Sanktionen für den Fall der Nichterfüllung der formellen Bedingungen für 

die Ausübung des Vorsteuerabzugsrechts vorsehen. Der Vorsteuerabzug darf aber nicht versagt wer-

den, diese Sanktion kann nicht in Betracht kommen. 

Mögliche Sanktionen wären z. B. die Auferlegung einer Geldbuße oder eine finanzielle Sanktion, die 

aber in einem angemessenen Verhältnis zur Schwere des Verstoßes stehen muss. Eine pauschale 

Versagung des Vorsteuerabzugs würde über die gemeinschaftsrechtlichen Ziele der genauen Erhe-

bung der Steuer und der Verhinderung von Steuerhinterziehung hinausgehen. 

Die Frage, ob eine Rechnungsberichtigung noch rechtzeitig erfolgt ist, wenn sie erst im Rahmen des 

Rechtsbehelfsverfahrens vorgelegt wird, wurde vom Europäischen Gerichtshof nicht beantwortet. Da 

im vorliegenden Verfahren die berichtigten Rechnungen noch im Betriebsprüfungsverfahren vorgelegt 

worden und damit nicht verspätet waren, war diese Frage im vorliegenden Verfahren nicht klärungsbe-

dürftig. 


